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§ 4

Versandverfahren

Soweit keine besonderen Ausnahmen zugelassen wurden, stellen 
die ordnungsgemäß ausgefüllten und vom Zollbeteiligten Unterzeich­
neten Anmeldungsexemplare die Anmeldung zum Versandverfahren 
dar.

§5
Ankunft der Waren

Voraussetzung für die Überführung von aus einem anderen Staat 
eingeführten Waren in den freien Verkehr oder in ein anderes 
Verfahren ist, unbeschadet des § 10, daß bei einer zuständigen 
Zollstelle die für die Überführung in das betreffende Verfahren 
erforderlichen Anmeldungsexemplare abgegeben werden.
Diese Anmeldungsexemplare müssen
— das beantragte Verfahren bezeichnen;
— ordnungsgemäß ausgefüllt sein und insbesondere alle für die 

Überführung der Waren in dieses Verfahren erforderlichen 
Angaben enthalten;

— vom Anmelder oder von seinem Vertreter gemäß den geltenden 
Bestimmungen unterzeichnet sein.

§ 6
Abgabe der Anmeldung

(1) Den Anmeldungen sind die Unterlagen beizufügen, die für die 
Überführung der betreffenden Waren in das beantragte Verfahren 
erforderlich sind.

(2) Die Abgabe einer vom Anmelder oder von seinem Vertreter 
Unterzeichneten Anmeldung bei einer Zollstelle gilt als Willenserklä­
rung des Beteiligten, die betreffenden Waren zur Überführung in das 
beantragte Verfahren anzumelden; unbeschadet der etwaigen An­
wendung strafrechtlicher Vorschriften gilt die Abgabe der Anmel­
dung ferner als Verpflichtung in bezug auf folgendes;
— die Richtigkeit der in der Anmeldung enthaltenen Angaben,
— die Echtheit der beigefügten Unterlagen,
— die Einhaltung aller Obliegenheiten im Zusammenhang mit der 

Überführung der Waren in das betreffende Verfahren.

§7
Annahme der Anmeldung

(1) Anmeldungen, die die Voraussetzungen der §§ 3, 5 und 6 
Absatz 1 erfüllen, werden von der Zollstelle unverzüglich angenom­
men, sofern die betreffenden Waren bei dieser Zollstelle gestellt 
worden sind.
Der Zeitpunkt der Annahme jeder dieser Anmeldungen ist maßgeb­
licher Zeitpunkt für die Anwendung der Maßnahmen, die für die 
Versendung der betreffenden Waren oder für ihre Überführung in 
den freien Verkehr oder in ein anderes Verfahren gelten. 2

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Zollstelle, insbesondere zum 
Schutz des Geschäftsgeheimnisses, auf Antrag des Anmelders oder 
seines Vertreters eine Anmeldung annehmen, die nicht alle erforder­
lichen Angaben enthält oder der bestimmte vorzulegende Unterlagen 
nicht beigefügt sind. Die Zollstelle legt fest, wie ihr die fehlenden 
Angaben oder Unterlagen nachzureichen sind.
Die Anmeldung muß in jedem Fall die Angaben enthalten, die zur 
Feststellung der Beschaffenheit der Waren, auf die sie sich bezieht, 
erforderlich sind. Auch müssen zumindest die Unterlagen beigefügt 
sein, von deren Vorlage die Überführung der Waren in das 
betreffende Verfahren abhängt.
Die Annahme einer derartigen Anmeldung darf nicht dazu führen, 
daß die Bewilligung, die betreffenden Waren zu versenden oder über 
sie zu verfügen, verhindert oder verzögert wird, sofern keine anderen 
Gründe entgegenstehen.

§ 8
Rücknahme oder Berichtigung der Anmeldung

(1) Der Anmelder oder sein Vertreter kann nach Maßgabe der 
Absätze 2 und 3 die Anmeldung zurücknehmen oder berichtigen. Die 
Rücknahme oder Berichtigung der Anmeldung ist in jedem Fall von 
der Zustimmung der Zollstelle abhängig.

' (2) Im Falle der Rücknahme wird die in Absatz 1 genannte
Zustimmung nur erteilt, wenn
a) der Beteiligte hinsichtlich der Ausfuhrförmlichkeiten

— den zuständigen Behörden nachweist, daß die betreffenden 
Waren das Gebiet des Ausfuhrstaates nicht verlassen 
haben;

— gegebenenfalls gemäß den geltenden Bestimmungen den 
Verpflichtungen genügt, die zur Regelung der Situation der 
Waren gefordert werden können;

b) die Zollstelle hinsichtlich der Förmlichkeiten am Bestimmungs­
ort noch nicht die Bewilligung erteilt hat, über die Waren zu 
verfügen.

Hat die Zollstelle den Beteiligten davon unterrichtet, daß sie eine 
Beschau der betreffenden Waren vornehmen will, so kann der Antrag 
auf Rücknahme erst nach Durchführung dieser Beschau berücksich­
tigt werden.

(3) Im Falle der Berichtigung wird die in Absatz 1 genannte 
Zustimmung nur unter folgenden Vorbehalten erteilt:
a) Die Berichtigung muß beantragt worden sein,

— ih bezug auf die Ausfuhrförmlichkeiten, bevor die Waren 
die Zollstelle verlassen haben, es sei denn, daß der Antrag 
Angaben betrifft, deren Richtigkeit die Zollstelle auch ohne 
Vorhandensein der Waren überprüfen kann;

— in bezug auf die Förmlichkeiten am Bestimmungsort, bevor 
die Zollstelle die Bewilligung erteilt hat, über die Waren zu 
verfügen.

b) Die Berichtigung kann nicht mehr zugelassen werden, wenn sie 
beantragt wurde, nachdem die Zollstelle den Beteiligten davon 
unterrichtet hat, daß sie eine Beschau der Waren vornehmen will 
oder daß sie selbst festgestellt hat, daß die betreffenden 
Angaben unrichtig sind.

c) Die Berichtigung darf nicht zur Folge haben, daß die Anmeldung 
andere als die urspünglich angegebenen Waren betrifft

Die Zollstelle kann zulassen oder fordern, daß die in Absatz 1 
genannten Berichtigungen durch Abgabe einer neuen Anmeldung 
vorgenommen werden, die an die Stelle der ursprünglichen Anmel­
dung tritt '

(4) Im Falle einer vom Beteiligten begangenen Zuwiderhandlung 
steht die Rücknahme oder Berichtigung der Anmeldung der Anwen­
dung der geltenden strafrechtlichen Vorschriften in keiner Weise 
entgegen.

§9
'Beweiskraft der Feststellungen

Die von den zuständigen Behörden eines Staats nach Maßgabe 
dieser Verordnung getroffenen Feststellungen können von den 
zuständigen Behörden eines anderen Staates geltend gemacht wer­
den, wenn zwischen den beiden Staaten ein Versandverfahren 
vereinbart worden ist Sie haben in diesem Fall die gleiche Beweis­
kraft wie Feststellungen, die von den zuständigen Behörden jeder 
dieser Staaten getroffen worden sind:

§ 10
Vereinfachung und Datenverarbeitung

(1) Vereinfachte Verfahren, auch unter Einsatz der Datenverarbei­
tung, können einem Ausführer oder Empfänger bewilligt werden, 
wenn ihm insbesondere die Möglichkeit gegeben werden soll, die 
betreffenden Waren nicht einer Zollstelle zu gestellen und die 
Anmeldung für diese Waren nicht der Zollstelle vorzulegen oder eine 
unvollständige Anmeldung abzugeben. In diesen Fällen muß später 
eine Anmeldung, bei der es sich mit Zustimmung der zuständigen


